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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.  welche Stellen in Baden-Württemberg die jeweiligen Leistungsträger für medi-
zinische Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) sind;

2.  nach welcher Praxis seitens der genannten Behörden jeweils die Krankenscheine 
ausgegeben werden, etwa auch ob Einzelkrankenscheine oder in welchen je-
weiligen regelmäßigen Abständen ein oder mehrere Krankenscheine ausgege-
ben werden;

3.  inwiefern und in welchem Umfang in letzteren Fällen Bedarfsprüfungen statt-
finden;

4.  in welchem Umfang jährlich Verwaltungskosten und -aufwand für die etwaigen 
Prüfungen und Ausgaben der Behandlungsscheine entstehen;

5.  wie sich diese Kosten und dieser Aufwand in den vergangenen zehn Jahren ent-
wickelt haben;

6.  wie viele Behandlungsscheine oder Behandlungen jährlich seit dem Jahr 2012 
ausgegeben beziehungsweise gewährt wurden;

7. an wie viele Personen diese ausgegeben wurden;

8. wie hoch der Anteil der Personen ohne Aufenthaltsstatus war;

9.  in welchem Umfang den jeweiligen Leistungsträgern jährlich seit dem Jahr 
2012 Kosten für medizinische Leistungen nach dem AsylbLG entstanden sind;
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10.  wie hoch hierbei der jeweilige Kostenanteil für zahnmedizinische Behandlun-
gen war;

11.  in welchem Umfang die jeweiligen Leistungsträger in ihren Haushaltsplänen 
für das laufende Jahr finanzielle Mittel für medizinische Leistungen nach dem 
AsylbLG eingeplant haben;

12.  in welchem Umfang den Leistungsträgern Mittel von welchen Stellen ersetzt 
werden.

20.2.2023

Eisenhut, Wolle, Sänze, Rupp, Baron, Klauß AfD

B e g r ü n d u n g

Im Zusammenhang mit der in den vergangenen Monaten deutlich gestiegenen An-
zahl von Asylanträgen ist auch im Zusammenhang mit medizinischen Leistungen 
mit einem deutlichen Mehraufwand, auch für Behörden und aus finanzieller Sicht, 
zu rechnen. Entsprechend ist zu berücksichtigen, wie die entsprechenden Behör-
den diesbezüglich aufgestellt sind und entsprechende Mittel budgetiert haben.

S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 15. März 2023 nimmt das Ministerium der Justiz und für Migra-
tion im Einvernehmen mit dem Ministerium des Inneren, für Digitalisierung und 
Kommunen zu dem Antrag wie folgt Stellung:

1.  welche Stellen in Baden-Württemberg die jeweiligen Leistungsträger für medi-
zinische Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) sind;

Zu 1.:

In Baden-Württemberg besteht nach den Regelungen des baden-württembergi-
schen Flüchtlingsaufnahmegesetzes (FlüAG) ein dreistufiges Aufnahmesystem für 
Geflüchtete. Auf der ersten Stufe erfolgt grundsätzlich die Unterbringung in den 
landeseigenen Erstaufnahmeeinrichtungen. Darauf folgt die Verteilung in die vor-
läufige Unterbringung (VU) bei den unteren Aufnahmebehörden (Landratsämter 
bzw. Bürgermeisterämter der Stadtkreise). Nach Beendigung der vorläufigen Un-
terbringung erfolgt die Verteilung in die kommunale Anschlussunterbringung (AU) 
bei den Städten- und Gemeinden. 

Während der Unterbringung in der Erstaufnahmeeinrichtung ist das jeweilige Re-
gierungspräsidium die zuständige AsylbLG-Leistungsbehörde; für Geflüchtete in 
der VU und AU sind die zuständigen AsylbLG-Leistungsbehörden die 44 unteren 
Aufnahmebehörden.
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2.  nach welcher Praxis seitens der genannten Behörden jeweils die Krankenscheine 
ausgegeben werden, etwa auch ob Einzelkrankenscheine oder in welchen je-
weiligen regelmäßigen Abständen ein oder mehrere Krankenscheine ausgege-
ben werden;

3.  inwiefern und in welchem Umfang in letzteren Fällen Bedarfsprüfungen statt-
finden;

Zu 2. und 3.:

Die Gesundheitsversorgung ist in den §§ 4 und 6 AsylbLG geregelt. Danach wer-
den insbesondere die zur Behandlung akuter Erkrankungen und Schmerzzustän-
den erforderlichen ärztlichen und zahnärztlichen Behandlungen einschließlich der 
Versorgung mit Arznei- und Verbandsmitteln sowie sonstiger zur Genesung, zur 
Besserung oder zur Linderung von Krankheiten oder Krankheitsfolgen erforder-
lichen Leistungen gewährt. Zur Verhütung und Früherkennung von Krankheiten 
werden Schutzimpfungen entsprechend den nach dem Sozialgesetzbuch geltenden 
Regelungen und die medizinisch gebotenen Vorsorgeuntersuchungen erbracht. 
Eine Versorgung mit Zahnersatz erfolgt nur, soweit dies im Einzelfall aus medizi-
nischen Gründen unaufschiebbar ist. Darüber hinaus können sonstige Leistungen 
gewährt werden, wenn sie im Einzelfall zur Sicherung der Gesundheit unerläss-
lich sind. 

In den Regelungen des Bundesgesetzgebers wurden zu der Ausgabe von Kranken-
scheinen o. ä. keine Regelungen getroffen. Da diesbezüglich auch keine anderwei-
tigen Vorgaben des Bundes gemacht wurden, liegt die Ausgabepraxis für Kranken-
scheine in der Entscheidung der einzelnen Leistungsbehörden. Diese prüfen im 
Einzelfall, ob und wie die Leistungsgewährung zu erfolgen hat. Dem Ministerium 
der Justiz und für Migration liegen außerhalb der landeseigenen Erstaufnahmeein-
richtungen keine Erkenntnisse über die jeweilige Praxis der 44 unteren Aufnah-
mebehörden vor. 

Für Bewohnerinnen und Bewohner der Erstaufnahmeeinrichtungen erfolgt die 
medizinische Versorgung regelmäßig in Ambulanzen innerhalb der Erstaufnahme-
einrichtungen. Die Abrechnung der medizinischen Dienstleister erfolgt direkt mit 
dem Land. Hierzu werden keine Krankenscheine benötigt. 

Für medizinische Bedarfe, bei denen die Versorgung nicht in diesen Krankensta-
tionen erfolgen kann, werden nach Einzelfallprüfung Behandlungsscheine für nie-
dergelassene Fachärztinnen und Fachärzte ausgegeben. Regelmäßig werden Be-
handlungsscheine nur bis zum Ende des Monats ausgestellt, in dem der medizini-
sche Bedarf akut auftritt; dies korrespondiert mit der regelmäßig nur kurzen Auf-
enthaltsdauer in den Erstaufnahmeeinrichtungen. Anschlussbehandlungen sind er-
neut zu beantragen; Ausnahmen bestehen im Einzelfall bei regelmäßig wieder-
kehrenden Bedarfen (z. B. bei Dialysepatientinnen und -patienten).
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4.  in welchem Umfang jährlich Verwaltungskosten und -aufwand für die etwaigen 
Prüfungen und Ausgaben der Behandlungsscheine entstehen;

5.  wie sich diese Kosten und dieser Aufwand in den vergangenen zehn Jahren ent-
wickelt haben;

6.  wie viele Behandlungsscheine oder Behandlungen jährlich seit dem Jahr 2012 
ausgegeben beziehungsweise gewährt wurden;

7. an wie viele Personen diese ausgegeben wurden;

8. wie hoch der Anteil der Personen ohne Aufenthaltsstatus war;

Zu 4. bis 8.:

Der Bundesgesetzgeber hat die Statistikpflichten der Leistungsbehörden im AsylbLG 
vorgegeben. Eine Erfassung der in den Fragen 4 bis 8 erfragten Daten erfolgt hie-
rin nicht. Darüber hinausgehende Erhebungen liegen nicht vor; eine Beantwor-
tung der Fragen in der gewünschten Strukturierung ist damit nicht möglich. 

Hilfsweise wird in der folgenden Tabelle die Kostenentwicklung der Gesamtleis-
tungen für Leistungen nach den §§ 4 und 6 AsylbLG für den gewünschten Zeit-
raum für Baden-Württemberg dargestellt (vgl. Statistisches Bundesamt [Destatis]. 
2023, Stand 2. März 2023).
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 9.  in welchem Umfang den jeweiligen Leistungsträgern jährlich seit dem Jahr 
2012 Kosten für medizinische Leistungen nach dem AsylbLG entstanden sind;

10.  wie hoch hierbei der jeweilige Kostenanteil für zahnmedizinische Behandlun-
gen war;

Zu 9. und 10.:

Im Rahmen der nachlaufenden Spitzabrechnung seit dem Jahr 2014 liegen dem 
Ministerium der Justiz und für Migration die Gesamtkosten der Krankenausgaben 
während der VU bis einschließlich des Abrechnungsjahres 2017 vor. Eine Unter-
scheidung nach medizinischen Leistungen und zahnmedizinischen Behandlungen 
erfolgt hierbei nicht.

Kosten für Krankenausgaben während der VU (in Tsd. Euro):

11.  in welchem Umfang die jeweiligen Leistungsträger in ihren Haushaltsplänen 
für das laufende Jahr finanzielle Mittel für medizinische Leistungen nach dem 
AsylbLG eingeplant haben;

12.  in welchem Umfang den Leistungsträgern Mittel von welchen Stellen ersetzt 
werden.

Zu 11. und 12.:

Die AsylbLG-Kosten, die in den landeseigenen Erstaufnahmeeinrichtungen ent-
stehen, werden vom Land getragen und in Kap. 0521 Titelgruppe 75 des Staats-
haushaltsplans etatisiert. Dies gilt auch für die während der VU im Rahmen der  
o. g. nachlaufenden Spitzabrechnung anfallenden Erstattungen an die Stadt- und 
Landkreise; diese sind in Kap. 0521 Titel 33 08 ausgebracht. Entsprechend der 
haushaltsrechtlichen Vorgaben zu Gliederung und Gruppierung findet hierbei kei-
ne Differenzierung nach medizinischen und sonstigen Leistungen statt. Dies gilt 
entsprechend den Vorgaben der Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums 
über den Produktrahmen für die Gliederung der Haushalte, den Kontenrahmen 
und weitere Muster für die Haushaltswirtschaft der Gemeinden (VwV Produkt- 
und Kontenrahmen) auch für die Abbildung in den Haushaltsplänen der Kommunen.

Zusätzlich zur o. g. Erstattung während der VU beteiligt sich das Land auf Grund-
lage der Empfehlung der Gemeinsamen Finanzkommission an den Aufwendun-
gen für AsylbLG-Leistungen an nicht mehr vorläufig untergebrachte Personen 
bzw. für Geflüchtete aus der Ukraine abzüglich eines kommunalen Sockelbetrags 
in Höhe von 40 Millionen Euro.

Gentges
Ministerin der Justiz
und für Migration
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